
Der Schweizer Schriftsteller Mar-

tin Suter gibt Einblick in sein 

Leben. Und zwar in einem langen, 

sehr langen Interview im «NZZ am 

Sonntag»-Magazin. Wie viel Ein-

blick der staatlich so stattlich ge-

förderte Kulturschaffende den Le-

sern in sein Privatleben gewährt, 

ist seine Privatsache. Dass seinen 

sieben treuen Jahren in einer Be-

ziehung möglicherweise sieben 

untreue Jahre vorangegangen 

sind, will Suter offenbar alle Welt 

wissen lassen.

Uns interessieren hier nur die poli-

tischen Aussagen des geschniegel-

ten Schreibers, der schon als Kind 

«Krawatten und Anzüglein» ge-

tragen habe. Der «Bestsellerau-

tor» lebte früher abwechselnd auf 

Ibiza und in Guatemala, heute in 

Zürich und Marrakesch. Wenn sich 

Martin Suter über Politik äussert, 

spricht er von der SVP. So auch 

jetzt: «Ich habe mich mein ganzes 

Leben mit der Sprache befasst und 

weiss: Wer den Ton verschärft, will 

die Fronten verhärten. Und ver-

härtete Fronten machen ein Land 

mit der Zeit kaputt.»

Da liegt es nahe, einmal die Spra-

che dieses empfindsamen Sprach-

virtuosen zu betrachten. Suter 

sagt wörtlich: «Meinem Bild der 

Schweiz – und dem Land an sich – 

haben Christoph Blocher und 

seine Bande enorm geschadet.» 

Nun müsste der gelernte Werbe-

texter, der vorgeblich aufs Sorg-

fältigste mit der Sprache umgeht, 

eigentlich wissen, dass er mit dem 

Ausdruck «Christoph Blocher und 

seine Bande» nicht unbedingt zur 

Aufweichung der Fronten und zur 

nationalen Versöhnung beiträgt.

Das Wort «Bande» bedeutet laut 

Duden eine «organisierte Gruppe 

von Personen, die gemeinsam eine 

Straftat begehen». Wenn Mar-

tin Suter gegen dreissig Prozent 

der Schweizer Wähler kriminelle 

Motive unterstellt, eignet er sich 

nicht zwingend zum politischen 

Friedensstifter. Der linke Schrift-

steller, der so gerne gutbürgerlich 

lebt, wohnt und isst, hätte gerne 

eine linkere Schweiz. Das sei ihm 

unbenommen. Aber statt über die 

SVP zu zetern, sollte Suter endlich 

mal wieder ein gutes Buch schrei-

ben. In letzter Zeit hielt er es näm-

lich mit Wilhelm Busch: «Gedan-

ken sind nicht stets parat. Man 

schreibt auch, wenn man keine 

hat.»

Martin Suter und die 
Tonverschärfung

NEUTRALITÄT

Die Schweizer Raketenabwehr und das European Sky Shield 
Eine Interkontinentalrakete wie die russische RS-28 Sarmat fliegt im Weltraum mit einer unglaublichen  
Geschwindigkeit von 25 500 km/h auf ihr Ziel zu. Sie kann sich noch im Weltraum in 24 nukleare Vehikel aufteilen,  
die jeweils eine Stadt zerstören können. Eine furchtbare Waffe. Und leider hat die Schweiz seit 1999 keine 
Raketenabwehr mehr. Das soll sich allerdings ändern. 

Patriot 
Die Schweiz hat das US-System zur Flug-
zeug- und Raketenabwehr Patriot be-
schafft. Es soll ab 2029 einsatzbereit 
sein. Dieses System hat sich in der Uk-
raine sehr gut bewährt und bewiesen, 
dass es manche russische Überschall-
raketen abschiessen kann. Es wird si-
cher einen guten Beitrag zu unserer 
Luftverteidigung leisten. 

Patriot wird den Schweizer Luftraum 
aber nicht vollständig schützen und 
nur ca. 15 000 Quadratkilometer des 
Schweizer Territoriums abdecken, je-
denfalls offiziell. Das ist weniger als 
die Hälfte unseres Landes. Und es soll 
weitgehend von Milizsoldaten betrie-
ben werden, wird uns also nicht wirk-
sam vor einem Überraschungsangriff 
schützen, wenn dieser zeitlich vor einer 
Mobilmachung erfolgt. 

Das European Sky Shield 
Deshalb soll die Schweiz der Initiative 
«European Sky Shield» beitreten. Diese 
umfasst 19 europäische Länder unter 
deutscher Führung.¹ Dazu hat sie An-
fang Juli eine Absichtserklärung unter-
schrieben. Klar ist, dass diese Initiative 
der gemeinsamen Beschaffung von Mit-
teln der bodengestützten Luftverteidi-
gung dienen soll. Darüber hinaus ist 
noch nicht entschieden, welche Rech-
te und Pflichten die Schweiz haben wird. 

Technisch hilfreich 
Militärische Radare haben Reichweiten 
von maximal nur 400 km, jedenfalls 
offiziell. Somit bliebe rein rechnerisch 
nur ca. eine Minute Zeit, um eine mit 
25 000 km/h fliegende Interkontinen-
talrakete zu erfassen, zum Abschuss 
freizugeben, die Abwehrrakete in gros-
se Höhe aufsteigen zu lassen und das 
Ziel zu zerstören. Die Zeit wäre also in 
einigen Fällen zu knapp. Die Verteidi-
gung des Schweizer Luftraums ohne 
vorgelagerte Radarstationen im Aus-
land ist somit schwierig bis unmöglich. 
Radardaten aus anderen europäischen 
Ländern wären für die Schweiz daher 
sehr wertvoll und das könnte European 
Sky Shield bieten.

Kern des European Sky Shield ist 
das israelische Raketenabwehrsystem 
Arrow-3, das auf die Abwehr von Inter-
kontinentalraketen spezialisiert ist. Es 
kann Ziele in einer Höhe von bis zu 
100 km zerstören und verfügt über eine 
Reichweite von 2400 km. Deutschland 
wird dieses System erwerben und kann 
damit auch die Schweiz schützen. 

Aber die Neutralität 
Aber so militärtechnisch sinnvoll der 
Beitritt zu European Sky Shield wohl 
ist, so problematisch kann er neutrali-
tätspolitisch werden. Je nach der genau-
en Ausgestaltung könnte die Schweiz 
hier einer militärischen Allianz beitre-
ten. Das würde die Neutralität im Kern 
treffen. 

Zwar wäre diese Allianz sehr defen-
siv, weil sie nur der Luftverteidigung 
dienen würde. Dennoch könnte die 
Schweiz in einen militärischen Kon-
flikt hineingezogen werden. Beispiels-

weise könnte jemand, der einen An-
griff auf die NATO plant, vorher Ein-
richtungen der Schweizer Luftverteidi-
gung ausschalten. Im schlimmsten Fall 
sogar mit Massenvernichtungswaffen. 

Handlungsbedarf 
Politisch gesehen ist das European Sky 
Shield also zweischneidig. Militärtech-
nisch sinnvoll, aber neutralitätspoli-
tisch problematisch. Klar ist jedenfalls, 

dass wir angesichts der immer schwie-
rigeren internationalen Lage die Lücke 
in unserer Raketenabwehr schliessen 
müssen. 

Russland droht seinen westlichen 
Feinden inzwischen regelmässig mit 
dem Einsatz von Nuklearwaffen und 
hält auch die Schweiz nicht mehr für 
neutral. Kleinere Atommächte könn-
ten noch viel irrationaler werden. Aus-
serdem sind ihre Raketen nicht sehr 
zielgenau, könnten die Schweiz also 
auch aus Versehen treffen. 

¹ https://en.wikipedia.org/wiki/European_
Sky_Shield_Initiative

Christoph  
Mörgeli

WIRTSCHAFT AUF ABWEGEN

Die Mär vom Fachkräftemangel und Neoliberalismus à gogo
Das Klagen über den sogenannten Fachkräftemangel ist ein Trugschluss, behindert Lösungsfindungen in Migrations - 
fragen und schädigt die Lebensqualität in der Schweiz nachhaltig. Statt sich blind dem Narrativ gewisser 
Wirtschaftsverbände anzuschliessen, sollte man sich eher die konkreten Zahlen anschauen und sich die Frage nach der 
Unternehmensverantwortung stellen. Es ist höchste Zeit, dass sich FDP und SVP in diesen Bereichen die Hände reichen. 

Die Schweizer Bevölkerung beschäfti-
gen Wohnungsnot, Dichtestress, stei-
gende Krankenkassenprämien und hö-
here Energiekosten. Die ungebremste 
Migration auf hohem Niveau ist ein 
wesentlicher Treiber dieser Herausfor-
derungen. Hört man sich jedoch ge-
wisse Stimmen aus der Wirtschaft an, 
wird vor allem von fehlenden Fachkräf-
ten gesprochen, welche für den Wirt-
schaftsmotor als unabdinglich angese-
hen werden. Es wird von einer tiefen 
Arbeitslosenquote von angeblich zwei 
Prozent gemäss RAV-Zahlen geschwärmt. 
Diese Scheinzahlen lassen jedoch aus-
ser Acht, dass in der Schweiz eine 
strukturelle «Arbeitsmangelquote» von 
über 8,7% herrscht, wenn Ausgesteu-
erte etc., die gerne mehr arbeiten wür-
den, miteingerechnet werden. 

Fehlende Bereitschaft, inländische 
Leute aus- und weiterzubilden
Ursachen dafür liegen vermehrt im 
Unwillen vieler Firmen, Leute im In-
land mit leicht abweichenden Profilen 
zu rekrutieren und on the job auszu-
bilden. Lieber holt man Leute aus dem 
Ausland, oftmals zu tieferen Lohnkos-
ten. Möglich macht es die Personen-
freizügigkeit. Zusätzlich erleben wir 
eine ausufernde «Diplommanie». Fir-
men bestehen trotzig auf «Zertifika-

ten», welche eine Ausbildung nachwei-
sen. Oftmals sind diese spezifischen 
Abschlüsse in der Schweiz jedoch gar 
nicht erhältlich, da das Schweizer Bil-
dungswesen noch nicht dermassen ver-
akademisiert ist wie in anderen Län-
dern, wo grosse Teile der Bevölkerung 
standardmässig Universitäten besu-
chen. Dies ist dem Umstand geschul-
det, dass die entsprechenden Personal-
verantwortlichen und Führungskräfte 
den Schweizer Arbeitsmarkt kaum ken-
nen. 

Wirtschaftswachstum auf Kosten 
der Lebensqualität
Die Folgen dieser Praktiken sind enorm, 
denn für jede sogenannte Fachkraft 
kommen oftmals weitere Familienmit-
glieder nach, welche danach ebenfalls 
staatliche Infrastruktur und Ressour-
cen beanspruchen. Dies führt in der 
Konsequenz zu noch mehr Nachfrage 
nach Arbeitskräften. Eine Art Schnee-
ballsystem, welches uns in den letzten 
zehn Jahren nur ein sehr marginales 
Wirtschaftswachstum pro Kopf beschert 
hat. Gerade im Zeitalter der Digitalisie-
rung sollte es jedoch möglich sein, sehr 
spezifische Fachexpertise, sofern benö-
tigt, vermehrt ohne Verlegung des 
Wohnsitzes einzuholen. 

Fehlender Bezug zum 
Wirtschaftsstandort Schweiz  
und Greenwashing
Dass vor allem grössere Firmen immer 
mehr den Bezug zum Schweizer Wirt-
schaftsstandort und dessen Bevölkerung 
verlieren, ist ein offenes Geheimnis. 
Waren Wirtschaftsführer von Schwei-

zer Unternehmen früher in der Schwei-
zer Politik vernetzt und verankert, 
muss man heute froh sein, wenn diese 
überhaupt noch eine Landessprache 
beherrschen und nur die geringsten 
Gepflogenheiten der hiesigen Kultur 
kennen. 

Dafür setzen sie auf Pseudo-Diversi-
ty und Greenwashing. Man setzt sich 
vordergründig für Lohngleichheit und 
Klimaschutz ein und versucht mit teu-
ren Marketing-Kampagnen, sich im 
Sinne des Woke-Kapitalismus dem glo-
balen Mainstream anzubiedern. Die Re-
alität sieht in den meisten Firmen frei-
lich anders aus. Hinter der Fassade neh-
men Stresserkrankungen zu, ältere und 

profilabweichende Arbeitnehmende 
sind vermehrt ungefragt. 

Unternehmensverantwortung 
gegenüber der Bevölkerung
Eine Nation existiert aufgrund eines 
Wertekonsenses, diesem haben sich 
auch die hier ansässigen Firmen unter-
zuordnen. Hierzulande besteht dieser 
aus der Erwartung, dass Firmen bereit 
sind, Leute on the job auszubilden, wie 
z.B. im Lehrlingswesen. Unternehmen, 
die in der Schweiz wirtschaften, müs-
sen den einheimischen Arbeitsmarkt 
berücksichtigen und haben ihre Ver-
antwortung primär gegenüber der 
Schweizer Bevölkerung wahrzuneh-
men. Um diese Werte zu verteidigen, 
braucht es nun einen bürgerlichen 
Schulterschluss. Ein wichtiger Schritt 
dazu ist die Wahl von Gregor Rutz am 
19. November in den Ständerat.

Darius Meier
Präsident Wirtschafts- 
kommission der  
FDP Kanton Zürich 
Zollikon

Unternehmen sollten bereit sein, einheimische Arbeitskräfte on the job 
auszubilden. Bild: Markus Feger

York-Peter Meyer
Finanzexperte 
SVP Küsnacht

Die israelische Abwehrrakete Arrow kann Raketen bis in eine Höhe von 100 km 
abschiessen. Bild: Wikipedia
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